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KURZE BEGRÜNDUNG

1. Einleitung 

Die COVID-19-Krise und der rechtswidrige Krieg Russlands gegen die Ukraine haben die 
Union vor beispiellose und einzigartige Herausforderungen gestellt. Auf dem Weg aus der 
Krise bemüht sich Europa, Erkenntnisse abzuleiten und Mechanismen zur Bewältigung von 
Krisen sowie zur Krisenprävention und Vorbereitung auf Krisensituationen einzuführen. 

Krisen können häufig zu weiteren Krisen führen: Gefahr für Leib und Leben, wirtschaftlicher 
Schaden, Einschränkungen der Freizügigkeit, Beeinträchtigungen der Wettbewerbsfähigkeit 
und Gefährdung der Sicherheit und öffentlichen Ordnung. Deshalb sollen mit dem 
„Notfallinstrument für den Binnenmarkt“ Maßnahmen und Foren für eine bessere 
Zusammenarbeit und einen besseren Informationsaustausch zwischen Mitgliedstaaten und 
Wirtschaftsteilnehmern eingeführt werden. 

2. Entwurf einer Stellungnahme

Der Binnenmarkt zählt zu den größten Errungenschaften und Stärken in der Geschichte der 
EU und hat für viele Mitgliedstaaten den Weg zu Wohlstand und Wachstum geebnet. Die 
Verfasserin der Stellungnahme unterstützt uneingeschränkt das Ziel, den Binnenmarkt mit 
Instrumenten auszustatten, die eine größere Widerstandsfähigkeit und einen besseren Schutz 
gewährleisten – „nicht vorbereiten, damit rechnen, zu scheitern“. 

Für Krisen gilt: Vorbeugen ist immer besser als Heilen. Deshalb kommt der Beratergruppe 
eine besondere Bedeutung zu, indem sie für Weitsicht sorgt und eine umfassende und 
sinnvolle Konsultation von Vertretern von Wirtschaftsteilnehmern, Interessenverbänden und 
Sachverständigen durchführt. Diese Herangehensweise trägt dazu bei, den Binnenmarkt zu 
schützen und den Erhalt seiner wertvollsten Komponenten – die vier Grundfreiheiten – 
sicherzustellen. 

Es ist von zentraler Bedeutung, dass die Verordnung einen klaren und eindeutigen 
Maßnahmenrahmen schafft, der sich auf eine Intensivierung der Zusammenarbeit, 
Kommunikation und Vorsorge unter den Mitgliedstaaten und Wirtschaftsteilnehmern 
konzentriert. Er muss dazu beitragen, die Geschäftsfortführung im Krisenfall zu sichern, 
Betriebsunterbrechungen zu begrenzen und sicherzustellen, dass die gravierendste Maßnahme 
einer Marktintervention als letztes Mittel eingesetzt wird. 

Bei allen getroffenen Maßnahmen muss sichergestellt werden, dass sie dazu beitragen, das 
Funktionieren des Binnenmarkts zu schützen, und gleichzeitig der Union ermöglichen, 
wettbewerbsfähig, innovativ, flexibel und attraktiv für Investitionen zu sein. Entsprechend 
den Zuständigkeiten des Ausschusses für Industrie, Forschung und Energie hat sich die 
Verfasserin auf die folgenden Artikel konzentriert: 

A: Aktivierung: 

Verständlichkeit, Genauigkeit und Verhältnismäßigkeit sind für die Mitgliedstaaten, 
Wirtschaftsteilnehmer und Arbeitnehmer mit Blick auf Überwachungs- und 
Notfallmaßnahmen von zentraler Bedeutung. 
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Der Überwachungsmodus für den Binnenmarkt sollte aktiviert werden, sobald eindeutige 
Nachweise und eine entsprechende Begründung vorliegen. Angesichts der gravierenden 
Maßnahmen, die in dieser Phase zu ergreifen sind, ist es wichtig sicherzustellen, dass bei der 
Aktivierung des Modus Kontrollen und Gegenkontrollen bestehen – einschließlich der 
Einbeziehung der Beratungsgruppe, der Abfassung eines Berichts über den Krisenschutz des 
Binnenmarktes und gegebenenfalls einer Abstimmung. 

Zudem sollten am Ende des Überwachungsmodus Überlegungen stehen, um seine Nutzung in 
der Zukunft zu verbessern. Deshalb sollte eine Überprüfung vorgenommen werden. Für eine 
Ausweitung oder Deaktivierung des Überwachungsmodus sind größere Klarheit und 
Garantien im Rahmen des Entscheidungsprozesses erforderlich. Dies ist besonders wichtig, 
wenn die Verlängerung als Präventivmaßnahme für die Auslösung des Notfallrahmens 
eingesetzt wird oder wenn es erforderlich ist, den Überwachungsmodus vorzeitig zu beenden. 
Zur Gewährleistung der Kohärenz hat die Verfasserin die Artikel 9 und 10 zusammengeführt. 

B: Strategische Reserven: 

Angesichts der möglicherweise schwerwiegenden und wesentlichen Auswirkungen auf den 
Binnenmarkt, den Freihandel und die stetige Bildung strategischer Reserven war die 
Verfasserin bestrebt, wichtige Kontrollen und Gegenkontrollen aufzunehmen. 

Die Beratungsgruppe sollte eine wichtigere Rolle spielen, um einen straffen, kommunikativen 
und gemeinsamen Ansatz für die Bildung strategischer Reserven sicherzustellen. Solidarität 
und wirksame Maßnahmen können am besten durch größtmögliche Transparenz und 
Verhältnismäßigkeit der ergriffenen Maßnahmen gewährleistet werden. 

Die Verfasserin nimmt einen neuen Artikel zur langfristigen Planung strategischer Reserven 
auf. Diese Bestimmung basiert auf einem Überprüfungsverfahren, um den Mitgliedstaaten 
und der Kommission Empfehlungen zu unterbreiten, ob die Festlegung eines langfristigen 
Plans zur Aufrechterhaltung einer dauerhaften oder gestaffelten Reserve von Waren von 
strategischer Bedeutung notwendig und nützlich ist. Dies trägt dazu bei, künftigen Engpässen 
und der Aktivierung des Überwachungs- oder Krisenmodus vorzubeugen. 

C: Vorrangige Aufträge und Beschaffung: 

In manchen Fällen können vorrangige Aufträge erforderlich sein. Es ist jedoch entscheidend, 
dass ein klares Verfahren besteht, mit dem die Integrität des Binnenmarkts, die wirtschaftliche 
Gesundheit der Wirtschaftsteilnehmer und die künftige Wettbewerbsfähigkeit der Union 
geschützt werden.

Es ist von großer Bedeutung, dass die Aufforderung zur Erfüllung eines vorrangigen Auftrags 
absoluten Ausnahmecharakter hat. Die Fähigkeit der Wirtschaftsteilnehmer, den Auftrag 
auszuführen, und die damit für sie verbundenen Auswirkungen müssen eingehend und 
sorgfältig geprüft werden. 

Da vorrangige Aufträge eine erhebliche Marktintervention darstellen, ist es von wesentlicher 
Bedeutung, dass den Wirtschaftsteilnehmern Anspruch auf rechtliches Gehör eingeräumt 
sowie der Beratungsgruppe und den Wirtschaftsteilnehmern eine wichtigere Rolle bei der 
Prüfung, Genehmigung und Beilegung von Meinungsverschiedenheiten zugewiesen wird. 
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D: Digitale Instrumente: 

Digitale Instrumente sollen die Ziele dieser Verordnung unterstützen. Deshalb ist es wichtig, 
dass die Kommission dafür sorgt, dass ausreichende Ressourcen und finanzielle Mittel für 
diese Aufgaben bereitgestellt werden und ein hohes Maß an Datenschutz und Cybersicherheit 
Anwendung findet. 

Zudem sollte ein Schwerpunkt auf Interoperabilität und Nutzerfreundlichkeit gelegt werden, 
insbesondere für KMU sowie Bürgerinnen und Bürger.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie ersucht den federführenden Ausschuss 
für Binnenmarkt und Verbraucherschutz, folgende Änderungsanträge zu berücksichtigen:

Änderungsantrag 1
Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Der mit dieser Verordnung 
festgelegte Maßnahmenrahmen sollte in 
kohärenter, transparenter, effizienter, 
verhältnismäßiger und zeitnaher Weise 
angewandt werden, wobei der 
Notwendigkeit der Aufrechterhaltung 
essenzieller gesellschaftlicher Funktionen, 
d. h. einschließlich der öffentlichen 
Sicherheit, Ordnung oder Gesundheit, 
gebührend Rechnung zu tragen ist und die 
Verantwortung der Mitgliedstaaten für den 
Schutz der nationalen Sicherheit und ihre 
Befugnis zur Wahrung anderer 
wesentlicher staatlicher Funktionen, 
einschließlich der Wahrung der 
territorialen Unversehrtheit des Staates und 
der Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ordnung, zu beachten sind.

(8) Der mit dieser Verordnung 
festgelegte Maßnahmenrahmen sollte in 
kohärenter, transparenter, effizienter, 
verhältnismäßiger und zeitnaher Weise 
angewandt werden, wobei der 
Notwendigkeit der Aufrechterhaltung 
essenzieller gesellschaftlicher Funktionen, 
d. h. einschließlich der öffentlichen 
Sicherheit, Ordnung oder Gesundheit, 
gebührend Rechnung zu tragen ist und die 
Verantwortung der Mitgliedstaaten für den 
Schutz der nationalen Sicherheit und ihre 
Befugnis zur Wahrung anderer 
wesentlicher staatlicher Funktionen, 
einschließlich der Wahrung der 
territorialen Unversehrtheit des Staates und 
der Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ordnung, zu beachten sind. Die 
Verordnung sollte nationale Maßnahmen 
im Bereich der Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik nicht einschränken. 
Die nationalen Verteidigungsfähigkeiten 
müssen bei der Anwendung 
verhältnismäßiger Maßnahmen im 
Krisenfall berücksichtigt werden.
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Änderungsantrag 2
Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 9 – Spiegelstrich 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

– die Mittel für die rechtzeitige 
Zugänglichkeit und Verfügbarkeit der 
Informationen, die für eine gezielte 
Reaktion und ein angemessenes 
Marktverhalten der Unternehmen und 
Bürgerinnen und Bürger während einer 
Krise erforderlich sind.

– die Mittel für die rechtzeitige 
Zugänglichkeit und Verfügbarkeit der 
Informationen, die für eine gezielte 
Reaktion und ein angemessenes 
Marktverhalten der Unternehmen, 
Arbeitnehmer und Bürgerinnen und 
Bürger während einer Krise erforderlich 
sind.

Änderungsantrag 3
Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 24 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(24a) betont, wie wichtig die 
Beratungsgruppe für eine strategische 
Weitsicht und die Durchführung breit 
angelegter und umfassender 
Konsultationen von 
Wirtschaftsteilnehmern, Sozialpartnern, 
Interessenverbänden und 
Sachverständigen für die Prävention und 
Bewältigung von Krisen ist.

Änderungsantrag 4
Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 32

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(32) Um die Verfügbarkeit 
krisenrelevanter Waren bei einem 
Binnenmarkt-Notfall zu gewährleisten, 
kann die Kommission außerdem die 
Wirtschaftsteilnehmer, die in 
krisenrelevanten Lieferketten tätig sind, 
auffordern, Aufträge für Produktionsmittel, 
die für die Herstellung krisenrelevanter 

(32) Um die Verfügbarkeit 
krisenrelevanter Waren bei einem 
Binnenmarkt-Notfall zu gewährleisten, 
kann die Kommission nach Konsultation 
der Beratungsgruppe außerdem die 
Wirtschaftsteilnehmer, die in 
krisenrelevanten Lieferketten tätig sind, 
auffordern, Aufträge für Produktionsmittel, 
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Endprodukte erforderlich sind, bzw. 
Aufträge für krisenrelevante Endprodukte 
vorrangig zu behandeln. Sollte sich ein 
Wirtschaftsteilnehmer weigern, solche 
Aufträge anzunehmen und vorrangig zu 
behandeln, kann die Kommission, 
nachdem objektive Beweise dafür 
vorliegen, dass die Verfügbarkeit 
krisenrelevanter Waren unerlässlich ist, 
beschließen, die betreffenden 
Wirtschaftsteilnehmer aufzufordern, 
bestimmte Aufträge anzunehmen und 
vorrangig zu behandeln, wobei die 
Erfüllung dieser Aufträge jeder anderen 
Erfüllungsverpflichtung nach privatem 
oder öffentlichem Recht vorgeht. Im Falle 
einer Weigerung des 
Wirtschaftsteilnehmers hat dieser eine 
hinreichend begründete Erklärung 
abzugeben. Die Kommission kann diese 
Erklärung ganz oder teilweise unter 
gebührender Wahrung von 
Geschäftsgeheimnissen veröffentlichen.

die für die Herstellung krisenrelevanter 
Endprodukte erforderlich sind, bzw. 
Aufträge für krisenrelevante Endprodukte 
vorrangig zu behandeln. Nimmt ein 
Wirtschaftsteilnehmer den vorrangig 
bewerteten Auftrag nicht an, so hat er 
eine hinreichend begründete Erklärung 
abzugeben, warum der Auftrag nicht 
ausgeführt werden kann.

Änderungsantrag 5
Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 35

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(35) Zur Gewährleistung einheitlicher 
Bedingungen für die Durchführung dieser 
Verordnung sollten der Kommission 
Durchführungsbefugnisse hinsichtlich der 
Möglichkeit, unterstützende Maßnahmen 
zur Erleichterung der Freizügigkeit zu 
erlassen und eine Liste mit individuellen 
Zielvorgaben (Mengen und Fristen) für 
die von den Mitgliedstaaten 
vorzuhaltenden strategischen Reserven 
aufzustellen, übertragen werden, damit die 
Ziele der Initiative verwirklicht werden 
können. Darüber hinaus sollten der 
Kommission Durchführungsbefugnisse in 
Bezug auf die Aktivierung des 
Überwachungsmodus und der 
Überwachungsmaßnahmen übertragen 
werden, um die strategischen Lieferketten 

(35) Zur Gewährleistung einheitlicher 
Bedingungen für die Durchführung dieser 
Verordnung sollten der Kommission 
Durchführungsbefugnisse hinsichtlich der 
Möglichkeit, unterstützende Maßnahmen 
zur Erleichterung der Freizügigkeit zu 
erlassen und eine Liste der von den 
Mitgliedstaaten vorzuhaltenden 
strategischen Reserven aufzustellen, 
übertragen werden, damit die Ziele der 
Initiative verwirklicht werden können. 
Darüber hinaus sollten der Kommission 
Durchführungsbefugnisse in Bezug auf die 
Aktivierung des Überwachungsmodus und 
der Überwachungsmaßnahmen übertragen 
werden, um die strategischen Lieferketten 
sorgfältig zu überwachen und die Bildung 
strategischer Reserven für Waren und 
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sorgfältig zu überwachen und die Bildung 
strategischer Reserven für Waren und 
Dienstleistungen von strategischer 
Bedeutung zu koordinieren. Auch sollten 
der Kommission Durchführungsbefugnisse 
im Hinblick auf die Aktivierung 
spezifischer Notfallmaßnahmen bei einem 
Binnenmarkt-Notfall übertragen werden, 
um eine rasche und koordinierte Reaktion 
zu ermöglichen. Diese Befugnisse sollten 
gemäß der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates ausgeübt werden.

Dienstleistungen von strategischer 
Bedeutung zu koordinieren. Auch sollten 
der Kommission Durchführungsbefugnisse 
im Hinblick auf die Aktivierung 
spezifischer Notfallmaßnahmen bei einem 
Binnenmarkt-Notfall übertragen werden, 
um eine rasche und koordinierte Reaktion 
zu ermöglichen. Diese Befugnisse sollten 
gemäß der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 
des Europäischen Parlaments und des 
Rates ausgeübt werden.

Änderungsantrag 6
Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 39 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(39a) Der Erfolg digitaler Instrumente 
und ihre Entwicklung hängen von der 
engen Zusammenarbeit zwischen der 
Kommission und den Mitgliedstaaten ab, 
um die unionsweite Interoperabilität 
dieser Instrumente und, soweit möglich 
und erforderlich, eine gemeinsame 
Nutzerschnittstelle sicherzustellen, die in 
die bestehenden Dienste wie das Portal 
„Ihr Europa“ integriert ist.

Änderungsantrag 7
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1 – Nummer 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) „Krise“ ein außergewöhnliches, 
unerwartetes und plötzliches natürliches 
oder vom Menschen verursachtes Ereignis 
außergewöhnlicher Art und 
außergewöhnlichen Ausmaßes, das sich 
innerhalb oder außerhalb der Union 
ereignet;

(1) „Krise“ ein außergewöhnliches, 
unerwartetes und plötzliches natürliches 
oder vom Menschen verursachtes Ereignis 
außergewöhnlicher Art und 
außergewöhnlichen Ausmaßes, das sich 
innerhalb oder außerhalb der Union 
ereignet; dies kann sich nachteilig auf das 
Funktionieren des Binnenmarkts 
auswirken, und auch zu einer erheblichen 
Störung der Lieferketten und des freien 
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Waren-, Kapital-, Personen- und 
Dienstleistungsverkehrs führen.

Änderungsantrag 8
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 – Absatz 1 – Nummer 7 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

7a. „Wirtschaftsteilnehmer“ den 
Hersteller, Bevollmächtigten, Einführer, 
Händler, Dienstleister oder jede andere 
natürliche oder juristische Person, die 
Verpflichtungen im Zusammenhang mit 
der Erbringung einer Dienstleistung oder 
der Herstellung von Produkten, deren 
Bereitstellung auf dem Markt oder deren 
Inbetriebnahme unterliegt;

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 3a
Notfall- und Resilienzdialog

Um den Dialog zwischen den Organen 
der Union, insbesondere dem 
Europäischen Parlament, dem Rat und 
der Kommission, in Bezug auf die 
Resilienz und eine wirksame Reaktion auf 
Krisen zu verbessern und für eine erhöhte 
Transparenz und Rechenschaftspflicht zu 
sorgen, kann der zuständige Ausschuss 
des Europäischen Parlaments den 
Präsidenten des Rates und die 
Kommission einladen, vor dem Ausschuss 
zu erscheinen, um Folgendes zu erörtern:
a) den Informationsaustausch zu 
allen Angelegenheiten, die in den 
Geltungsbereich dieser Verordnung 
fallen;
b) von der Beratungsgruppe 
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angenommene Stellungnahmen, 
Empfehlungen und Berichte;
c) Krisenprotokolle und deren 
Umsetzung sowie deren Auswirkungen 
auf die Industrie und Meldungen 
bedeutender Ereignisse;
d) die Aktivierung, Verlängerung 
und Deaktivierung des 
Überwachungsmodus und die 
Überwachungsmaßnahmen gemäß 
Teil III dieser Verordnung sowie die 
Mitteilungen, die von den Mitgliedstaaten 
im Zuge des Überwachungsmodus 
übermittelt werden;
e) das Ergebnis des Berichts über die 
Bewertungen des Schutzes und der 
Resilienz des Binnenmarkts gemäß 
Artikel 9 dieser Verordnung;
(f) die Aktivierung des Notfallmodus, 
seine Verlängerung und Deaktivierung 
sowie die Maßnahmen zur 
Aufrechterhaltung, Wiederherstellung 
und Erleichterung des freien Waren-, 
Dienstleistungs- und Personenverkehrs;
g) vorrangige Aufträge gemäß 
Artikel 27 dieser Verordnung;
h) die Beschaffung von Waren und 
Dienstleistungen von strategischer 
Bedeutung und von krisenrelevanten 
Waren;
i) alle weiteren Initiativen, 
Beschlüsse oder Maßnahmen, die im 
Rahmen dieser Verordnung ergriffen bzw. 
getroffen werden. 2.
Der zuständige Ausschuss des 
Europäischen Parlaments kann einem 
betroffenen Mitgliedstaat die Möglichkeit 
zur Teilnahme an einem 
Meinungsaustausch einräumen. 3. Der 
Rat und die Kommission unterrichten das 
Europäische Parlament regelmäßig über 
die Anwendung dieser Verordnung.

Änderungsantrag 10
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Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Die Beratungsgruppe setzt sich aus 
einem Vertreter je Mitgliedstaat 
zusammen. Jeder Mitgliedstaat benennt 
einen Vertreter und einen Stellvertreter.

(2) Die Beratungsgruppe setzt sich aus 
einem Vertreter je Mitgliedstaat und einem 
Vertreter des Europäischen Parlaments 
zusammen. Jeder Mitgliedstaat benennt 
einen hochrangigen Vertreter und einen 
Stellvertreter.

Änderungsantrag 11
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Die Kommission führt den Vorsitz 
in der Beratungsgruppe und stellt das 
Sekretariat. Die Kommission kann einen 
Vertreter des Europäischen Parlaments, 
Vertreter der Staaten der Europäischen 
Freihandelsassoziation (European Free 
Trade Association, EFTA), die 
Vertragsparteien des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum49 sind, 
sowie Vertreter von 
Wirtschaftsteilnehmern, 
Interessenverbänden, Sozialpartnern und 
Sachverständigen als Beobachter zu den 
Sitzungen der Beratungsgruppe einladen. 
Sie lädt die Vertreter anderer 
krisenrelevanter Stellen auf Unionsebene 
als Beobachter zu den einschlägigen 
Sitzungen der Beratungsgruppe ein.

(3) Die Kommission führt den Vorsitz 
in der Beratungsgruppe und stellt das 
Sekretariat. Die Kommission kann 
Vertreter der Staaten der Europäischen 
Freihandelsassoziation (European Free 
Trade Association, EFTA), die 
Vertragsparteien des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum49 sind, 
sowie Vertreter von 
Wirtschaftsteilnehmern, 
Interessenverbänden, Sozialpartnern und 
Sachverständigen als Beobachter zu den 
Sitzungen der Beratungsgruppe einladen. 
Sie lädt die Vertreter anderer 
krisenrelevanter Stellen auf Unionsebene 
als Beobachter zu den einschlägigen 
Sitzungen der Beratungsgruppe ein.

_________________ _________________
49 ABl. L 1 vom 3.1.1994, S. 3. 49 ABl. L 1 vom 3.1.1994, S. 3.

Änderungsantrag 12
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 5 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

c) Konsultation der Vertreter der c) Konsultation der Vertreter der 
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Wirtschaftsteilnehmer – einschließlich 
KMU – und der Industrie zur Einholung 
von Marktinformationen;

Wirtschaftsteilnehmer – einschließlich 
KMU – , der Sozialpartner und der 
Industrie zur Einholung von 
Marktinformationen;

Änderungsantrag 13
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 5 – Buchstabe f

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

f) Pflege eines Verzeichnisses 
nationaler und unionsweiter 
Krisenmaßnahmen, die in früheren 
Krisen mit Auswirkungen auf den 
Binnenmarkt und seine Lieferketten zur 
Anwendung gekommen sind.

entfällt

Änderungsantrag 14
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 5 – Buchstabe f a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

fa) Ermittlung von Lieferketten und 
Krisengütern und -dienstleistungen im 
Binnenmarkt, die von strategischer 
Bedeutung und für die Aufrechterhaltung 
lebenswichtiger gesellschaftlicher oder 
wirtschaftlicher Tätigkeiten erforderlich 
sind. Diese Aufgabe wird im Rahmen des 
Krisenvorsorge- und 
Binnenmarktschutzberichts gemäß 
Artikel 9 wahrgenommen.

Änderungsantrag 15
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Die Beratungsgruppe kann im 
Rahmen ihrer in den Absätzen 4 bis 6 
genannten Aufgaben Stellungnahmen, 
Empfehlungen oder Berichte annehmen.

(9) Die Beratungsgruppe kann im 
Rahmen ihrer in den Absätzen 4 bis 6 
genannten Aufgaben Stellungnahmen, 
Empfehlungen oder Berichte annehmen. 
Die Protokolle der Sitzungen der 
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Beratergruppe werden dem Rat und dem 
Europäischen Parlament unmittelbar 
nach ihrer Genehmigung zur Verfügung 
gestellt.

Änderungsantrag 16
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 9 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

9a. Die Beratungsgruppe stellt die 
Vertraulichkeit der Informationen und 
Daten sicher, die sie bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben und 
Tätigkeiten erhält, um die Rechte des 
geistigen Eigentums, sensible 
Geschäftsdaten und 
Geschäftsgeheimnisse im Sinne des EU-
Rechts zu schützen.

Änderungsantrag 17
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 9 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

9b. Um den Dialog zwischen den 
Organen der Union im Rahmen des 
Notfallinstruments für den Binnenmarkt 
zu intensivieren und für mehr 
Transparenz, Rechenschaftspflicht und 
Koordinierung zu sorgen, kann der 
zuständige Ausschuss des Europäischen 
Parlaments die Kommission in seiner 
Eigenschaft als Vorsitzender der 
Beratergruppe auffordern, vor dem 
Ausschuss zu erscheinen, um 
Informationen zu allen Fragen zu liefern, 
die in den Anwendungsbereich dieser 
Verordnung fallen.

Änderungsantrag 18
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 4 – Absatz 9 c (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

9c. Die Kommission stellt sicher, dass 
das Europäische Parlament regelmäßig 
über die Ergebnisse der Anwendung 
dieser Verordnung unterrichtet wird.

Änderungsantrag 19
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 6 – Absatz 2 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) Konsultation der Vertreter der 
Wirtschaftsteilnehmer und der 
Sozialpartner, einschließlich KMU, zu 
ihren Initiativen und Maßnahmen zur 
Abmilderung und Bewältigung möglicher 
Störungen der Lieferkette und zur 
Überwindung möglicher Engpässe bei 
Waren und Dienstleistungen im 
Binnenmarkt;

b) Konsultation der Vertreter der 
Wirtschaftsteilnehmer und der 
Sozialpartner, einschließlich KMU, zu 
ihren Initiativen und Maßnahmen zur 
Abmilderung und Bewältigung möglicher 
Störungen der Lieferkette und zur 
Überwindung möglicher Engpässe und 
Störungen bei Waren und Dienstleistungen 
im Binnenmarkt;

Änderungsantrag 20
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 8 – Absatz 3 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) die Zahl der von der Störung oder 
potenziellen Störung betroffenen 
Wirtschaftsteilnehmer;

a) die Zahl der von der Störung oder 
potenziellen Störung betroffenen 
Wirtschaftsteilnehmer und Arbeitnehmer;

Änderungsantrag 21
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Gelangt die Kommission unter 
Berücksichtigung der Stellungnahme der 
Beratungsgruppe zu der Auffassung, dass 
eine Gefahr nach Artikel 3 Absatz 2 
vorliegt, so aktiviert sie im Wege eines 
Durchführungsrechtsakts den 

1. Stellt die Kommission fest, dass 
eine Gefahr nach Artikel 3 Absatz 2 
vorliegt, so konsultiert sie die 
Beratergruppe und legt konkrete und 
zuverlässige Nachweise dafür vor, dass 
der Überwachungsmodus aktiviert werden 
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Überwachungsmodus für eine Dauer von 
höchstens sechs Monaten. Der 
entsprechende Durchführungsrechtsakt 
enthält Folgendes:

muss. Die Kommission schlägt dem Rat 
vor, den Überwachungsmodus für eine 
Dauer von höchstens sechs Monaten zu 
aktivieren.
Der Rat kann den Überwachungsmodus 
mit qualifizierter Mehrheit im Wege eines 
Durchführungsrechtsakts des Rates 
aktivieren.

Änderungsantrag 22
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) eine Bewertung der potenziellen 
Auswirkungen der Krise,

entfällt

Änderungsantrag 23
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) eine Liste der betroffenen Waren 
und Dienstleistungen von strategischer 
Bedeutung und

entfällt

Änderungsantrag 24
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 1 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

c) die zu treffenden 
Überwachungsmaßnahmen.

entfällt

Änderungsantrag 25
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Der in Absatz 1 genannte entfällt
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Durchführungsrechtsakt wird nach dem 
Prüfverfahren gemäß Artikel 41 Absatz 2 
erlassen.

Änderungsantrag 26
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Nach Aktivierung des 
Überwachungsmodus wird dem 
Durchführungsrechtsakt des Rates ein 
Bericht über die Krisenvorsorge und den 
Schutz des Binnenmarktes beigefügt, der 
von der Kommission und der 
Beratungsgruppe ausgearbeitet wird.
Der Bericht enthält folgende Angaben:
a) die Gründe, aus denen die Krise 
für die Union und ihre Mitgliedstaaten 
von entscheidender Bedeutung ist;
b) die Notwendigkeit und 
Verhältnismäßigkeit des 
Überwachungsmodus;
c)  die voraussichtliche Zeit bis zum 
Eskalieren der Gefahr zu einem 
Binnenmarkt-Notfall;
d) die möglichen Auswirkungen der 
Krise auf die Grundrechte, die öffentliche 
Gesundheit und die öffentliche 
Sicherheit;
e) die geschätzten Kosten und 
Ressourcen, die während des 
Wachsamkeitsmodus erforderlich sind;
f) eine Liste der Waren und 
Dienstleistungen von entscheidender 
Bedeutung, bei denen das Risiko besteht, 
dass die Versorgung bzw. Erbringung 
erheblich gestört wird;
g) die spezifischen Empfehlungen für 
Präventions- und Abhilfemaßnahmen;
h) die Mitgliedstaaten, die am ehesten 
von der Krise betroffen sein werden;
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i) die Auswirkungen der 
Maßnahmen auf Arbeitnehmer und 
Bürgerinnen und Bürger;
j) Drittländer, die an der derzeit 
bedrohten Lieferkette beteiligt sind.
Dieser Bericht wird dem Europäischen 
Parlament unverzüglich weitergeleitet.

Änderungsantrag 27
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 2 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2b. Sofern erforderlich und 
verhältnismäßig und wenn die Gründe für 
die Aktivierung des Überwachungsmodus 
gemäß Artikel 9 Absatz 1 nach wie vor 
Gültigkeit haben, schlägt die Kommission 
dem Rat in Absprache mit der Beratenden 
Gruppe vor, den Überwachungsmodus um 
höchstens sechs Monate zu verlängern. 
Der Rat kann die Krisenstufe mit 
qualifizierter Mehrheit im Wege eines 
Durchführungsrechtsakts des Rates 
verlängern.

Änderungsantrag 28
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 2 c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2c. Jedes Mal, wenn der 
Überwachungsmodus verlängert wird, 
wird ein zusätzlicher Bericht über die 
Krisenvorsorge und den Schutz des 
Binnenmarktes erstellt. Der 
Überwachungsmodus darf nicht mehr als 
zweimal verlängert werden. Die 
Verlängerung des Überwachungsmodus 
wird ausschließlich auf der Grundlage 
klarer Nachweise für ihre Notwendigkeit 
und Verhältnismäßigkeit genehmigt.
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Änderungsantrag 29
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 2 d (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2d. Bei der Ausweitung des 
Überwachungsmodus ist insbesondere zu 
berücksichtigen, ob eine weitere Bildung 
strategischer Reserven erforderlich ist 
und ob die Verlängerung des 
Überwachungsmodus dazu beitragen 
kann, die Aktivierung des Notfallmodus 
zu vermeiden. Die Aktivierung des 
Notfallmodus ist als letztes Mittel 
einzusetzen.

Änderungsantrag 30
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 2 e (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2e. Stellt die Kommission nach 
Konsultation der Beratungsgruppe fest, 
dass die Gefahr nach Artikel 3 Absatz 2 in 
Bezug auf einige oder alle 
Überwachungsmaßnahmen oder für 
einige oder alle Waren und 
Dienstleistungen nicht mehr besteht, so 
schlägt die Kommission dem Rat vor, den 
Überwachungsmodus im Binnenmarkt zu 
deaktivieren. Der Rat kann den 
Überwachungsmodus mit qualifizierter 
Mehrheit im Wege eines 
Durchführungsrechtsakts des Rates 
deaktivieren.

Änderungsantrag 31
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 2 f (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2f. Spätestens sechs Monate nach der 
Deaktivierung des Überwachungsmodus 
legt die Kommission der Beratungsgruppe 
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einen Bericht vor, in dem die Lehren aus 
den Maßnahmen zur Bewältigung des 
Binnenmarkt-Notfalls dargelegt werden. 
Der Bericht wird zur Überprüfung gemäß 
Artikel 44 herangezogen. Die Kommission 
passt auch die Kriterien für die 
Überwachung gemäß Artikel 11 an, um 
den Ergebnissen dieses Berichts 
Rechnung zu tragen.
In dem Bericht wird auch die 
Notwendigkeit einer langfristigen 
Planung strategischer Reserven bewertet. 
Die Kommission stellt diesen Bericht dem 
Rat und dem Europäischen Parlament zur 
Verfügung.

Änderungsantrag 32
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 2 g (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2g. Um ein Höchstmaß an 
Transparenz und Rechenschaftspflicht 
sicherzustellen, können die zuständigen 
Ausschüsse des Europäischen Parlaments 
die zuständigen Kommissionsmitglieder 
auffordern, Informationen über den 
Stand der Wachsamkeit und den Inhalt 
des Berichts über die Krisenvorsorge und 
den Schutz des Binnenmarktes 
vorzulegen.

Änderungsantrag 33
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 9 – Absatz 2 h (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2h. Vor dem Erlass von 
Durchführungsrechtsakten gemäß dieser 
Verordnung und unter Berücksichtigung 
seiner Dringlichkeit fordert der Rat das 
Europäische Parlament auf, innerhalb 
einer angemessenen Frist Stellung zu 
nehmen.
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Änderungsantrag 34
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 10

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 10 entfällt
Verlängerung und Deaktivierung
1. Ist die Kommission der 
Auffassung, dass die Gründe für die 
Aktivierung des Überwachungsmodus 
gemäß Artikel 9 Absatz 1 nach wie vor 
gegeben sind, kann sie unter 
Berücksichtigung der Stellungnahme der 
Beratungsgruppe den 
Überwachungsmodus im Wege eines 
Durchführungsrechtsakts um höchstens 
sechs Monate verlängern.
2. Stellt die Kommission unter 
Berücksichtigung der Stellungnahme der 
Beratungsgruppe fest, dass die Gefahr 
nach Artikel 3 Absatz 2 in Bezug auf 
einige oder alle 
Überwachungsmaßnahmen oder für 
einige oder alle Waren und 
Dienstleistungen nicht mehr besteht, so 
nimmt sie im Wege eines 
Durchführungsrechtsakts die vollständige 
oder teilweise Deaktivierung des 
Überwachungsmodus vor.
3. Die in den Absätzen 1 und 2 
genannten Durchführungsrechtsakte 
werden nach dem Prüfverfahren gemäß 
Artikel 42 Absatz 2 erlassen.

Änderungsantrag 35
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 1 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission kann unter den Waren 
von strategischer Bedeutung, die in einem 
gemäß Artikel 9 Absatz 1 erlassenen 

Die Kommission kann nach Konsultation 
mit der Beratergruppe, den einschlägigen 
Wirtschaftsakteuren und gegebenenfalls 
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Durchführungsrechtsakt aufgeführt sind, 
unter Berücksichtigung der 
Wahrscheinlichkeit und der Auswirkungen 
von Engpässen diejenigen ermitteln, für die 
es zwecks Vorbereitung auf einen 
Binnenmarkt-Notfall erforderlich sein 
könnte, eine Reserve zu bilden. Die 
Kommission unterrichtet die 
Mitgliedstaaten entsprechend.

Drittländern unter den Waren von 
strategischer Bedeutung, die in einem 
gemäß Artikel 9 Absatz 1 erlassenen 
Durchführungsrechtsakt aufgeführt sind, 
unter Berücksichtigung der 
Wahrscheinlichkeit und der Auswirkungen 
von Engpässen diejenigen ermitteln, für die 
ein Mangel möglich ist und es zwecks 
Vorbereitung auf einen oder Vermeidung 
von einem Binnenmarkt-Notfall 
erforderlich sein könnte, eine Reserve zu 
bilden. Die Kommission übermittelt diese 
Informationen den Mitgliedstaaten, dem 
Rat und dem Europäischen Parlament.

Änderungsantrag 36
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission kann im Wege von 
Durchführungsrechtsakten verlangen, 
dass die Mitgliedstaaten in Bezug auf alle 
folgenden Punkte Informationen über die 
in einem gemäß Artikel 9 Absatz 1 
erlassenen Durchführungsrechtsakt 
aufgeführten Waren bereitstellen:

Die Mitgliedstaaten stellen in Bezug auf 
alle folgenden Punkte Informationen über 
die in einem gemäß Artikel 9 Absatz 1 
erlassenen Durchführungsrechtsakt 
aufgeführten Waren bereit:

Änderungsantrag 37
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) den aktuellen Bestand in ihrem 
Hoheitsgebiet;

a) aktuelle Reserven in ihrem 
Hoheitsgebiet;

Änderungsantrag 38
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe a a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

aa) bestehende und zu erwartende 
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Engpässe;

Änderungsantrag 39
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe a b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ab) bestehende oder anhängige Pläne 
zur Erhöhung der Reserven;

Änderungsantrag 40
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe a c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ac) bestehende Maßnahmen zur 
Erhöhung der Reserven;

Änderungsantrag 41
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) jegliches Potenzial für eine weitere 
Beschaffung;

b) Potenzial für eine weitere 
Beschaffung;

Änderungsantrag 42
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

c) alle Optionen für eine alternative 
Versorgung;

c) Optionen für eine alternative 
Versorgung oder Ersatzwaren;

Änderungsantrag 43
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe d
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

d) weitere Informationen, die zur 
Gewährleistung der Verfügbarkeit solcher 
Waren beitragen könnten.

entfällt

Änderungsantrag 44
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe d a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

da) bestehende bilaterale 
Vereinbarungen bezüglich der Lieferung 
in einen anderen Mitgliedstaat;

Änderungsantrag 45
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe d b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

db) bestehende Vereinbarungen oder 
Verpflichtungen mit Drittländern in 
Bezug auf die Lieferung der aufgeführten 
Gegenstände;

Änderungsantrag 46
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe d c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

dc) aktueller Bedarf an einer 
Versorgung;

Änderungsantrag 47
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe d d (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

dd) kurz- und mittelfristig erwarteter 
Bedarf an einer Versorgung;
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Änderungsantrag 48
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe d e (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

de) derzeitiger oder potenzieller 
Arbeitskräftemangel im Zusammenhang 
mit der Herstellung der aufgeführten 
Waren;

Änderungsantrag 49
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe d f (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

df) die geschätzten finanziellen und 
gesellschaftlichen Kosten und 
Auswirkungen im Zusammenhang mit 
der Bildung einer Reserve für die 
aufgeführten Güter sowohl für die 
Mitgliedstaaten als auch für die 
Wirtschaftsbeteiligten, insbesondere 
KMU;

Änderungsantrag 50
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe d g (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

dg) die möglichen negativen 
Auswirkungen auf den freien Waren-, 
Dienstleistungs- und Personenverkehr;

Änderungsantrag 51
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 2 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

In dem Durchführungsrechtsakt wird 
festgelegt, für welche Waren 

entfällt
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Informationen zu übermitteln sind.

Änderungsantrag 52
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 2 – Unterabsatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten erstatten der 
Kommission Bericht über die Höhe der 
von ihnen vorgehaltenen strategischen 
Reserven an Waren von strategischer 
Bedeutung sowie über die Höhe der 
sonstigen Bestände solcher Waren in 
ihrem Hoheitsgebiet.

entfällt

Änderungsantrag 53
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 2 – Unterabsatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Vertrauliche Informationen werden im 
Einklang mit den geltenden Leitlinien 
und Rechtsvorschriften der EU behandelt.

Änderungsantrag 54
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Unter gebührender 
Berücksichtigung der von den 
Wirtschaftsteilnehmern in ihrem 
Hoheitsgebiet vorgehaltenen oder 
gebildeten Bestände bemühen sich die 
Mitgliedstaaten nach besten Kräften, 
strategische Reserven der gemäß Absatz 1 
ermittelten Waren von strategischer 
Bedeutung zu bilden. Die Kommission 
unterstützt die Mitgliedstaaten bei der 
Koordinierung und Straffung ihrer 
Bemühungen.

3. Unter gebührender 
Berücksichtigung der von den 
Wirtschaftsteilnehmern in ihrem 
Hoheitsgebiet vorgehaltenen oder 
gebildeten Bestände bilden die 
Mitgliedstaaten, sofern notwendig sowie 
technisch und wirtschaftlich möglich, 
strategische Reserven der gemäß Absatz 1 
ermittelten Waren von strategischer 
Bedeutung. Auf Ersuchen der 
Mitgliedstaaten unterstützt die 
Kommission die Mitgliedstaaten bei der 
Koordinierung und Straffung ihrer 
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Bemühungen.

Änderungsantrag 55
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 4 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Kann die Bildung strategischer 
Reserven der gemäß Absatz 1 ermittelten 
Waren durch eine Straffung zwischen den 
Mitgliedstaaten effizienter gestaltet 
werden, so kann die Kommission im Wege 
von Durchführungsrechtsakten eine Liste 
mit individuellen Zielvorgaben 
hinsichtlich der Mengen und der Fristen 
für diese strategischen Reserven, die die 
Mitgliedstaaten vorhalten sollten, 
aufstellen und regelmäßig aktualisieren. 
Bei der Festlegung der individuellen 
Zielvorgaben für die einzelnen 
Mitgliedstaaten berücksichtigt die 
Kommission

4. Soweit angemessen und 
erforderlich, kann die Kommission nach 
Konsultation der Beratenden Gruppe eine 
Liste mit empfohlenen individuellen 
Zielvorgaben für die Mitgliedstaaten 
erstellen. Bei der Festlegung der 
individuellen Zielvorgaben für die 
einzelnen Mitgliedstaaten berücksichtigen 
die Kommission und die Beratungsgruppe

Änderungsantrag 56
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 4 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) die Höhe der vorhandenen 
Bestände der Wirtschaftsteilnehmer und 
der strategischen Reserven in der gesamten 
Union sowie jegliche Informationen über 
die laufenden Tätigkeiten der 
Wirtschaftsteilnehmer zur Erhöhung 
ihrer Bestände;

b) die Höhe der vorhandenen 
Bestände der Wirtschaftsteilnehmer und 
der strategischen Reserven in der gesamten 
Union;

Änderungsantrag 57
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 4 – Buchstabe b a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ba) die zur Vergrößerung der 
Bestände von den Mitgliedstaaten und in 
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der gesamten Union ergriffenen 
Maßnahmen;

Änderungsantrag 58
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 4 – Buchstabe c

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

c) die Kosten für die Bildung und 
Vorhaltung solcher strategischen Reserven.

c) die finanziellen Kosten für die 
Mitgliedstaaten für die Bildung und 
Vorhaltung solcher strategischen Reserven;

Änderungsantrag 59
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 4 – Buchstabe c a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

ca) die finanziellen Kosten und 
negativen Auswirkungen für die 
Wirtschaftsteilnehmer;

Änderungsantrag 60
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 4 – Buchstabe c b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

cb) die Auswirkungen auf die 
Wettbewerbsfähigkeit der Union, 
Investitionen aus dem Ausland im 
Binnenmarkt und die 
Wirtschaftsteilnehmer in dem 
betreffenden Mitgliedstaat.

Änderungsantrag 61
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. Die Mitgliedstaaten unterrichten die 
Kommission regelmäßig über den 
aktuellen Stand ihrer strategischen 

5. Die Mitgliedstaaten unterrichten die 
Kommission und die Beratungsgruppe 
regelmäßig und, sofern notwendig, in 
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Reserven. Hat ein Mitgliedstaat die 
individuellen Zielvorgaben nach Absatz 4 
erreicht, so teilt er der Kommission mit, ob 
er über Bestände der betreffenden Waren 
verfügt, die über die Zielvorgaben 
hinausgehen. Die Mitgliedstaaten, deren 
Reserven den individuellen Zielvorgaben 
nicht entsprechen, geben der Kommission 
die Gründe für diesen Umstand an. Die 
Kommission erleichtert die 
Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten, die ihre Zielvorgaben 
bereits erreicht haben, und den übrigen 
Mitgliedstaaten.

einem vereinbarten Zeitabstand, über den 
aktuellen Stand ihrer strategischen 
Reserven. Hat ein Mitgliedstaat die 
individuellen Zielvorgaben nach Absatz 4 
erreicht, so teilt er der Kommission und 
der Beratungsgruppe mit, ob er über 
Bestände der betreffenden Waren verfügt, 
die über die Zielvorgaben hinausgehen 
oder ob die Zielvorgaben nicht erreicht 
wurden. Soweit dies erforderlich und 
verhältnismäßig ist, geben die 
Kommission und die Beratergruppe 
Empfehlungen darüber ab, wie die 
verbleibenden Defizite behoben werden 
können.

Änderungsantrag 62
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Liegen die strategischen Reserven eines 
Mitgliedstaats fortwährend deutlich unter 
den individuellen Zielvorgaben gemäß 
Absatz 4 und sind die 
Wirtschaftsteilnehmer in dem 
entsprechenden Hoheitsgebiet nicht in der 
Lage, dieses Defizit auszugleichen, so 
kann die Kommission von sich aus oder 
auf Ersuchen von 14 Mitgliedstaaten 
prüfen, ob weitere Maßnahmen zur 
Bildung strategischer Reserven der gemäß 
Absatz 1 ermittelten Waren von 
strategischer Bedeutung erforderlich sind.

entfällt

Stellt die Kommission im Anschluss an 
diese Prüfung, die sich auf objektive 
Daten stützt, fest, dass
a) der Bedarf an der betreffenden 
Ware im Vergleich zu der Situation, die 
zu dem Zeitpunkt bestand, als die 
Zielvorgabe gemäß Absatz 4 anfangs 
festgelegt oder zuletzt aktualisiert wurde, 
unverändert geblieben oder gestiegen ist,
b) der Zugang zu der betreffenden 
Ware für die Vorbereitung auf einen 
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Binnenmarkt-Notfall unerlässlich ist,
c) der betreffende Mitgliedstaat keine 
hinreichenden Nachweise zur 
Begründung der Nichterfüllung der 
individuellen Zielvorgabe vorgelegt hat 
und
d) außergewöhnliche Umstände 
vorliegen, die darin bestehen, dass das 
Versäumnis dieses Mitgliedstaats zur 
Bildung solcher strategischen Reserven in 
Anbetracht seiner Bedeutung für die 
betreffende Lieferkette die Bereitschaft 
der Union für einen drohenden 
Binnenmarkt-Notfall ernsthaft gefährdet,
kann die Kommission einen 
Durchführungsrechtsakt erlassen, mit 
dem der betreffende Mitgliedstaat zur 
Bildung strategischer Reserven der 
betreffenden Waren innerhalb einer 
bestimmten Frist verpflichtet wird.

Änderungsantrag 63
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 7 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Bei der Anwendung dieses Artikels achtet 
die Kommission darauf, dass die Bildung 
strategischer Reserven keine 
unverhältnismäßige Belastung für die 
Lieferketten der gemäß Absatz 1 
ermittelten Waren oder für die 
Steuerkapazität des betreffenden 
Mitgliedstaats darstellt.

Bei der Anwendung dieses Artikels achten 
die Kommission und die Beratergruppe 
darauf, dass die Empfehlungen zur 
Bildung strategischer Reserven keine 
ungerechtfertigten und 
unverhältnismäßige Belastung für die 
Lieferketten der gemäß Absatz 1 
ermittelten Waren ; und für die 
Wettbewerbsfähigkeit und Kapazität des 
Binnenmarkts, die Industriesektoren der 
Union, den Arbeitsmarkts und die 
Steuerkapazität des betreffenden 
Mitgliedstaats darstellt.

Änderungsantrag 64
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 7 – Unterabsatz 2
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission trägt sämtlichen von den 
Mitgliedstaaten vorgebrachten Bedenken 
hinsichtlich der nationalen Sicherheit in 
vollem Umfang Rechnung.

Die Kommission trägt sämtlichen von den 
Mitgliedstaaten vorgebrachten Bedenken 
hinsichtlich der öffentlichen Gesundheit, 
des Schutzes und der nationalen Sicherheit 
sowie alle anderen relevanten Faktoren, 
die von den Mitgliedstaaten angesprochen 
werden, in vollem Umfang Rechnung.

Änderungsantrag 65
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 – Absatz 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

8. Die in diesem Artikel genannten 
Durchführungsrechtsakte werden nach 
dem Prüfverfahren gemäß Artikel 42 
Absatz 2 erlassen.

entfällt

Änderungsantrag 66
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 12 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Artikel 12a
Langfristige strategische Reserven von 

entscheidender Bedeutung
1. Um Störungen des Binnenmarkts 
sowie der Produktionskapazität und 
Wettbewerbsfähigkeit der Industrie der 
Union zu minimieren, umfasst das 
Ergebnis der in Artikel 9 Absatz 2c 
vorgesehenen Überprüfung 
Empfehlungen, ob für die Mitgliedstaaten 
und die Kommission die Festlegung eines 
langfristigen Plans zur Aufrechterhaltung 
dauerhafter , gestaffelter und freiwilliger 
strategischer Reserven von Waren von 
strategischer Bedeutung notwendig, 
verhältnismäßig und nützlich ist, um dazu 
beizutragen, künftige Engpässe und die 
Aktivierung des Überwachungs- oder 
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Notfallmodus zu verhindern.
2. Die Kosten und die praktischen 
Modalitäten der Bildung und 
Aufrechterhaltung solcher langfristigen 
oder gestaffelten strategischen Reserven 
sind gebührend zu berücksichtigen. 
Zudem ist der möglichen Notwendigkeit 
einer besseren Zusammenarbeit, 
Koordinierung und eines verbesserten 
Informationsaustausches zwischen den 
Mitgliedstaaten, den 
Wirtschaftsteilnehmern und 
gegebenenfalls Drittländern gebührend 
Rechnung zu tragen, um die Resilienz des 
Binnenmarktes zu stärken, die 
Zuverlässigkeit der globalen Lieferketten 
in Krisenzeiten oder im Vorfeld einer 
Krise zu verbessern sowie sicherzustellen, 
dass eine Marktintervention als letztes 
Mittel eingesetzt wird. Die Kommission 
kann diesen Prozess auf Anfrage der 
Mitgliedstaaten koordinieren.
3. Die Mitgliedstaaten bemühen sich, 
die Resilienz der Lieferkette der Union zu 
stärken und die Abhängigkeit von 
Drittländern bei Waren und 
Dienstleistungen von strategischer 
Bedeutung zu verringern, gegebenenfalls 
auch durch den Ausbau von 
Produktionskapazitäten in der Union.
4. Kapazitäten, die gemäß Artikel 12 
des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU Teil 
der rescEU-Reserve sind, sind von der 
Anwendung dieses Artikels 
ausgenommen.

Änderungsantrag 67
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 14 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Gelangt die Kommission unter 
Berücksichtigung der Stellungnahme der 
Beratungsgruppe zu der Auffassung, dass 
ein Binnenmarkt-Notfall vorliegt, so 

2. Gelangt die Kommission unter 
Berücksichtigung der Stellungnahme der 
Beratungsgruppe zu der Auffassung, dass 
ein Binnenmarkt-Notfall vorliegt, so 
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unterbreitet sie dem Rat einen Vorschlag 
zur Aktivierung des Notfallmodus für den 
Binnenmarkt.

unterbreitet sie dem Rat einen Vorschlag 
zur Aktivierung des Notfallmodus für den 
Binnenmarkt. Die Kommission 
unterrichtet das Europäische Parlament 
unverzüglich über einen solchen 
Vorschlag.

Änderungsantrag 68
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 27 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Kommission kann einen oder 
mehrere Wirtschaftsteilnehmer in 
krisenrelevanten Lieferketten in der Union 
auffordern, bestimmte Aufträge für die 
Herstellung oder Lieferung 
krisenrelevanter Waren anzunehmen und 
vorrangig zu behandeln („vorrangige 
Aufträge“).

1. Sofern notwendig und 
verhältnismäßig, kann die Kommission 
nach Konsultation der Beratungsgruppe 
als letztes Mittel einen oder mehrere 
Wirtschaftsteilnehmer in krisenrelevanten 
Lieferketten in der Union auffordern, 
bestimmte Aufträge für die Herstellung 
oder Lieferung krisenrelevanter Waren 
anzunehmen und vorrangig zu behandeln 
(„vorrangige Aufträge“). Das Ersuchen 
auf vorrangige Behandlung stützt sich auf 
objektive und aktuelle Daten und 
Informationen und ist mit einer 
ausführlichen Begründung versehen.

Änderungsantrag 69
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 27 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Weigert sich ein 
Wirtschaftsteilnehmer, Aufträge 
anzunehmen und vorrangig zu behandeln, 
so kann die Kommission in diesen Fällen 
von sich aus oder auf Ersuchen von 
14 Mitgliedstaaten die Notwendigkeit und 
Verhältnismäßigkeit des Rückgriffs auf 
vorrangige Aufträge prüfen. Dabei gibt 
sie dem betreffenden 
Wirtschaftsteilnehmer sowie allen Parteien, 
die nachweislich von dem potenziellen 
vorrangigen Auftrag betroffen sind, die 
Möglichkeit, innerhalb einer 

2. Weigert sich ein 
Wirtschaftsteilnehmer Aufträge 
anzunehmen und vorrangig zu behandeln, 
so räumt die Kommission in Konsultation 
mit der Beratungsgruppe  dem 
betreffenden Wirtschaftsteilnehmer sowie 
allen Parteien, die nachweislich von dem 
potenziellen vorrangigen Auftrag betroffen 
sind, Anspruch auf rechtliches Gehör 
sowie das Recht ein, eine Erklärung 
darüber abzugeben, weswegen dem 
Ersuchen nicht Folge geleistet wird.
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angemessenen Frist, die von der 
Kommission unter Berücksichtigung der 
im jeweiligen Fall vorliegenden Umstände 
festgelegt wird, Stellung zu nehmen. 
Unter außergewöhnlichen Umständen 
kann die Kommission im Anschluss an 
eine solche Prüfung einen 
Durchführungsrechtsakt an den 
betreffenden Wirtschaftsteilnehmer 
richten und ihn auffordern, die im 
Durchführungsrechtsakt festgelegten 
Aufträge anzunehmen und vorrangig zu 
behandeln bzw. zu erläutern, warum dies 
für den Wirtschaftsteilnehmer nicht 
möglich oder angemessen ist. Der 
Beschluss der Kommission beruht auf 
objektiven Daten, aus denen hervorgeht, 
dass eine solche vorrangige Behandlung 
für die Aufrechterhaltung essenzieller 
gesellschaftlicher oder wirtschaftlicher 
Tätigkeiten im Binnenmarkt unerlässlich 
ist.

Änderungsantrag 70
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 27 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Der in Absatz 2 genannte 
Wirtschaftsteilnehmer legt der 
Kommission innerhalb von zehn Tagen 
nach Mitteilung des Ersuchens eine 
begründete Erklärung vor, in der er 
hinreichend gerechtfertigte Gründe 
anführt, warum es in Anbetracht der Ziele 
dieser Bestimmung für ihn nicht möglich 
oder angemessen ist, dem Ersuchen 
nachzukommen.
Zu diesen Gründen zählen die 
Unfähigkeit des Wirtschaftsteilnehmers 
aufgrund unzureichender 
Produktionskapazitäten, den vorrangigen 
Auftrag auszuführen, technische Gründe, 
das Bestehen eines ernsthaften Risikos, 
dass die Annahme des Auftrags für den 
Wirtschaftsteilnehmer eine besondere 
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Härte oder wirtschaftliche Belastung 
bedeutet, wozu auch Risiken für die 
Betriebskontinuität gehören, oder 
anderweitige Erwägungen von 
vergleichbarer Tragweite.

Änderungsantrag 71
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 27 – Absatz 2 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2b. Gelangt die Kommission nach 
Konsultation der Beratungsgruppe und 
nach Prüfung der begründeten Erklärung 
des Wirtschaftsteilnehmers zu der 
Auffassung, dass die Gründe für die 
Ablehnung des vorrangigen Auftrags 
unzureichend sind, so können in 
schwerwiegenden und hinreichend 
begründeten Fällen, in denen keine 
alternative Lösung gefunden werden 
kann, gegen den Wirtschaftsteilnehmer 
Geldbußen gemäß Artikel 28 verhängt 
werden. Etwaige weitere Maßnahmen 
richten sich nach dem einzelstaatlichen 
Recht.

Änderungsantrag 72
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 27 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Lehnt der Wirtschaftsteilnehmer, 
an den der in Absatz 2 genannte 
Beschluss gerichtet ist, die Verpflichtung 
zur Annahme und vorrangigen 
Behandlung der im Beschluss genannten 
Aufträge an, so legt er der Kommission 
innerhalb von zehn Tagen nach 
Bekanntgabe des Beschlusses eine 
hinreichend begründete Erklärung vor, in 
der er darlegt, warum es in Anbetracht 
der Ziele dieser Bestimmung nicht 
möglich oder angemessen ist, der 
Verpflichtung nachzukommen. Zu diesen 

entfällt
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Gründen zählen die Unfähigkeit des 
Wirtschaftsteilnehmers aufgrund 
unzureichender Produktionskapazitäten, 
den vorrangigen Auftrag auszuführen, 
das Bestehen eines ernsthaften Risikos, 
dass die Annahme des Auftrags für den 
Wirtschaftsteilnehmer eine besondere 
Härte oder wirtschaftliche Belastung 
bedeutet, oder andere Erwägungen von 
vergleichbarer Tragweite.
Die Kommission kann diese Erklärung 
ganz oder teilweise unter gebührender 
Wahrung von Geschäftsgeheimnissen 
veröffentlichen.

Änderungsantrag 73
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 27 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

5. Unterliegt ein in der Union 
niedergelassener Wirtschaftsteilnehmer 
einer Maßnahme eines Drittlandes, die 
vorrangige Aufträge umfasst, so teilt er 
dies der Kommission mit.

5. Unterliegt ein in der Union 
niedergelassener Wirtschaftsteilnehmer 
einer Maßnahme eines Drittlandes, die 
vorrangige Aufträge umfasst, so teilt er 
dies der Kommission mit. Der betreffende 
Mitgliedstaat und die Kommission 
nehmen einen Dialog mit dem Drittland 
auf, um eine gütliche und geregelte 
Lösung anzustreben, damit der 
Wirtschaftsteilnehmer nicht langfristig 
geschädigt wird oder damit dieser 
Schaden begrenzt wird.

Änderungsantrag 74
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 27 – Absatz 6 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

6a. Die Kommission kann mit der 
Beratungsgruppe und gegebenenfalls mit 
Drittländern zusammenarbeiten, um 
bewährte Verfahren bezüglich der 
künftigen Anwendung von vorrangigen 
Aufträgen auszutauschen.
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Änderungsantrag 75
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 27 – Absatz 6 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

6b. Die Kommission kann mit den 
Mitgliedstaaten zusammenarbeiten, um 
sie dabei zu unterstützen, sonstige Anreize 
für Wirtschaftsteilnehmer, die einen 
vorrangigen Auftrag ausführen, 
insbesondere was KMU betrifft, 
einzuführen oder diese zu verbessern.

Änderungsantrag 76
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 27 – Absatz 7 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

7a. Einrichtungen und Personen, die 
von einem Verstoß gegen 
vertragsrechtliche Verpflichtungen 
betroffen sind, die zur Einhaltung der 
geforderten vorrangigen Behandlung 
notwendig werden, haften nicht für 
Verstöße gegen vertragsrechtliche 
Verpflichtungen, die sich aus dem 
ursprünglichen Verstoß ergeben.

Änderungsantrag 77
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 27 – Absatz 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

8. Die in Absatz 2 genannten 
Durchführungsrechtsakte werden nach 
dem Prüfverfahren gemäß Artikel 42 
Absatz 2 erlassen. In hinreichend 
begründeten Fällen äußerster 
Dringlichkeit im Zusammenhang mit den 
Auswirkungen der Krise auf den 
Binnenmarkt erlässt die Kommission 
nach dem Verfahren gemäß Artikel 42 

entfällt
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Absatz 3 unmittelbar geltende 
Durchführungsrechtsakte.

Änderungsantrag 78
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 27 – Absatz 8 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

8a. Die Kommission sorgt für die 
vollständige Kohärenz und operative 
Kontinuität mit anderen geltenden 
Rechtsvorschriften der Union, nach deren 
Maßgabe in Krisenzeiten vorrangige 
Aufträge und Beschaffungsaufträge 
erforderlich sind. Gegebenenfalls 
konsultiert die Beratungsgruppe die 
Verwaltungsräte und 
Beratungsausschüsse sowie nach anderen 
geltenden Rechtsvorschriften der Union 
eingerichtete Gruppen.

Änderungsantrag 79
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 27 – Absatz 8 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

8b. Die in dieser Verordnung 
geforderten vorrangigen Aufträge gelten 
unbeschadet des Artikels 5 Absatz 3 des 
Vertrags über die Europäische Union 
(EUV) und des Protokolls (Nr. 2) über die 
Anwendung der Grundsätze der 
Subsidiarität und der 
Verhältnismäßigkeit.

Änderungsantrag 80
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 28 – Absatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) wenn ein repräsentativer Verband 
von Wirtschaftsteilnehmern oder ein 
Wirtschaftsteilnehmer auf ein Ersuchen 

a) wenn ein Wirtschaftsteilnehmer auf 
ein Ersuchen gemäß Artikel 24 vorsätzlich 
oder grob fahrlässig unrichtige, 
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gemäß Artikel 24 vorsätzlich oder grob 
fahrlässig unrichtige, unvollständige oder 
irreführende Auskünfte erteilt oder diese 
Auskünfte nicht innerhalb der 
vorgeschriebenen Frist erteilt;

unvollständige oder irreführende 
Auskünfte erteilt oder überhaupt keine 
Auskünfte erteilt oder diese Auskünfte 
nicht innerhalb der vorgeschriebenen Frist 
erteilt;

Änderungsantrag 81
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 28 – Absatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) @wenn ein Wirtschaftsteilnehmer 
vorsätzlich oder grob fahrlässig der 
Verpflichtung zur Unterrichtung der 
Kommission über eine 
Drittlandsverpflichtung gemäß Artikel 27 
nicht nachkommt oder versäumt, eine 
Begründung vorzulegen, warum er einen 
vorrangigen Auftrag abgelehnt hat;

b) wenn ein Wirtschaftsteilnehmer 
vorsätzlich oder grob fahrlässig der 
Verpflichtung zur Unterrichtung der 
Kommission über eine 
Drittlandsverpflichtung gemäß Artikel 27 
nicht nachkommt.

Änderungsantrag 82
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 28 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die in Fällen gemäß Absatz 1 
Buchstaben a und b verhängten Geldbußen 
betragen nicht mehr als 200 000 EUR.

2. Die in Fällen gemäß Absatz 1 
Buchstaben a und b verhängten Geldbußen 
betragen höchstens 200 000 EUR. Wenn 
der betreffende Wirtschaftsteilnehmer ein 
KMU ist, betragen die verhängten 
Zwangsgelder nicht mehr als 
50 000 EUR.

Änderungsantrag 83
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 28 – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3a. Wenn der betreffende 
Wirtschaftsteilnehmer ein KMU ist, 
betragen die verhängten Zwangsgelder 
nicht mehr als 0,5 % des im 
vorangegangenen Geschäftsjahr erzielten 
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Gesamtumsatzes.

Änderungsantrag 84
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 28 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Bei der Festsetzung der Höhe der 
Geldbuße wird der Größe und den 
wirtschaftlichen Ressourcen des 
betreffenden Wirtschaftsteilnehmers 
sowie der Art, der Schwere und der Dauer 
des Verstoßes und dem Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit und der 
Angemessenheit Rechnung getragen.

4. Bei der Festsetzung der Höhe der 
Geldbuße wird folgenden Faktoren 
Rechnung getragen:

a) der Größe und den 
wirtschaftlichen Ressourcen des 
betreffenden Wirtschaftsteilnehmers;
b) der Art, der Schwere und der 
Dauer des Verstoßes;
c) etwaigen im Rahmen dieser 
Verordnung oder einer anderen 
Krisenmaßnahme der Union im Vorfeld 
getroffenen negativen Entscheidungen;
d) etwaigen im Rahmen dieser 
Verordnung oder einer anderen 
Krisenmaßnahme der Union getroffenen 
positiven Maßnahmen;
e) der Tatsache, ob den 
Anforderungen dieser Verordnung 
vorsätzlich nicht nachgekommen wurde;
f) den Auswirkungen einer solchen 
Geldbuße auf die wirtschaftliche Stabilität 
des Wirtschaftsteilnehmers und auf die 
Aufrechterhaltung seines Betriebs.
Bei der Festsetzung der Höhe der 
Geldbuße gemäß Unterabsatz 1 wird dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und 
der Angemessenheit im Zusammenhang 
mit der Höhe der betreffenden Geldbuße 
gebührend Rechnung getragen.
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Änderungsantrag 85
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 29 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Frist läuft ab dem Tag, an dem 
die Kommission von dem Verstoß 
Kenntnis erhält. Bei anhaltenden oder 
wiederholten Verstößen läuft die 
Verjährungsfrist hingegen ab dem Tag, an 
dem der Verstoß abgestellt wurde.

2. Die Frist läuft ab dem Tag, an dem 
der Verstoß begangen wurde. Bei 
anhaltenden oder wiederholten Verstößen 
läuft die Verjährungsfrist hingegen ab dem 
Tag, an dem der Verstoß abgestellt wurde.

Änderungsantrag 86
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 30 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Die Befugnis der Kommission zur 
Vollstreckung von Beschlüssen nach 
Artikel 28 verjährt nach Ablauf von fünf 
Jahren.

1. Die Befugnis der Kommission zur 
Vollstreckung von Beschlüssen nach 
Artikel 28 verjährt nach Ablauf von drei 
Jahren.

Änderungsantrag 87
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 31 – Absatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Bevor die Kommission einen 
Beschluss nach Artikel 28 erlässt, gibt sie 
dem betreffenden Wirtschaftsteilnehmer 
oder den betreffenden repräsentativen 
Verbänden von Wirtschaftsteilnehmern 
Gelegenheit, sich zu Folgendem zu äußern:

1. Bevor die Kommission einen 
Beschluss nach Artikel 28 erlässt, gibt sie 
dem betreffenden Wirtschaftsteilnehmer 
oder den betreffenden repräsentativen 
Verbänden Gelegenheit, sich zu 
Folgendem zu äußern:

Änderungsantrag 88
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 31 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Die Verteidigungsrechte des 
Wirtschaftsteilnehmers oder der 
repräsentativen Verbände von 

4. Die Verteidigungsrechte des 
Wirtschaftsteilnehmers oder der 
repräsentativen Verbände werden während 
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Wirtschaftsteilnehmern werden während 
des Verfahrens in vollem Umfang gewahrt. 
Der Wirtschaftsteilnehmer oder die 
repräsentativen Verbände von 
Wirtschaftsteilnehmern haben 
vorbehaltlich des berechtigten Interesses 
von Wirtschaftsteilnehmern an der 
Wahrung ihrer Geschäftsgeheimnisse das 
Recht auf Einsicht in die Akte der 
Kommission im Rahmen einer 
einvernehmlichen Einsichtnahme. Von der 
Akteneinsicht ausgenommen sind 
vertrauliche Informationen sowie interne 
Schriftstücke der Kommission und der 
Behörden der Mitgliedstaaten. 
Insbesondere die Korrespondenz zwischen 
der Kommission und den Behörden der 
Mitgliedstaaten ist von der Akteneinsicht 
ausgenommen. Dieser Absatz steht der 
Offenlegung und Verwendung der für den 
Nachweis eines Verstoßes erforderlichen 
Informationen durch die Kommission in 
keiner Weise entgegen.

des Verfahrens in vollem Umfang gewahrt. 
Der Wirtschaftsteilnehmer oder die 
repräsentativen Verbände haben 
vorbehaltlich des berechtigten Interesses 
von Wirtschaftsteilnehmern an der 
Wahrung ihrer Geschäftsgeheimnisse das 
Recht auf Einsicht in die Akte der 
Kommission im Rahmen einer 
einvernehmlichen Einsichtnahme. Von der 
Akteneinsicht ausgenommen sind 
vertrauliche Informationen sowie interne 
Schriftstücke der Kommission und der 
Behörden der Mitgliedstaaten. Dieser 
Absatz steht der Offenlegung und 
Verwendung der für den Nachweis eines 
Verstoßes erforderlichen Informationen 
durch die Kommission in keiner Weise 
entgegen.

Änderungsantrag 89
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 34 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1. Zwei oder mehr Mitgliedstaaten 
können die Kommission ersuchen, im 
Namen der Mitgliedstaaten, die sich durch 
die Kommission vertreten lassen möchten 
(„beteiligte Mitgliedstaaten“), eine 
Auftragsvergabe für in einem gemäß 
Artikel 9 Absatz 1 erlassenen 
Durchführungsrechtsakt aufgeführte Waren 
und Dienstleistungen von strategischer 
Bedeutung oder in einem gemäß Artikel 14 
Absatz 5 erlassenen 
Durchführungsrechtsakt aufgeführte 
krisenrelevante Waren und 
Dienstleistungen durchzuführen.

1. Die Kommission kann auf 
Ersuchen von zwei oder mehreren 
Mitgliedstaaten im Namen aller 
Mitgliedstaaten, die sich bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge für in einem gemäß 
Artikel 9 Absatz 1 erlassenen 
Durchführungsrechtsakt aufgeführte Waren 
und Dienstleistungen von strategischer 
Bedeutung oder für in einem 
Durchführungsrechtsakt aufgeführte 
krisenrelevante Waren und 
Dienstleistungen beteiligen möchten, als 
zentrale Beschaffungsstelle fungieren.

Änderungsantrag 90
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Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 34 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1a. In dem an die Kommission 
gerichteten Ersuchen, Waren und 
Dienstleistungen im Namen der 
Mitgliedstaaten zu beschaffen, werden die 
Gründe für das Ersuchen dargelegt, und 
es wird nachgewiesen, dass das Ersuchen 
ausschließlich der Bewältigung von 
Unterbrechungen der Lieferketten und 
Engpässen bei Waren und 
Dienstleistungen im Zusammenhang mit 
der spezifischen Notsituation im 
Binnenmarkt dient und dass alle anderen 
Optionen geprüft wurden.

Änderungsantrag 91
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 34 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Kommission prüft den Nutzen, 
die Notwendigkeit und die 
Verhältnismäßigkeit des Ersuchens. 
Beabsichtigt die Kommission, dem 
Ersuchen nicht nachzukommen, so teilt 
sie dies den betroffenen Mitgliedstaaten 
und der in Artikel 4 genannten 
Beratungsgruppe mit und nennt die 
Gründe für ihre Ablehnung.

2. Die Kommission konsultiert die 
Beratungsgruppe, um den Nutzen, die 
Notwendigkeit und die 
Verhältnismäßigkeit des Ersuchens zu 
prüfen.

Änderungsantrag 92
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 34 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Sollte die Kommission in 
Konsultation mit der Beratungsgruppe 
beschließen, dem Ersuchen nicht 
nachzukommen, so teilt sie dies den 
betroffenen Mitgliedstaaten mit und legt 
die Gründe für ihre Ablehnung in Form 
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einer schriftlichen Erklärung zur 
Begründung ihres Beschlusses dar.

Änderungsantrag 93
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 34 – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3. Stimmt die Kommission einer 
Beschaffung im Namen der 
Mitgliedstaaten zu, so arbeitet sie einen 
Vorschlag für eine Rahmenvereinbarung 
aus, die mit den teilnehmenden 
Mitgliedstaaten zu schließen ist und die es 
der Kommission ermöglicht, die 
Beschaffung in ihrem Namen zu tätigen. 
Diese Rahmenvereinbarung enthält die 
genauen Bedingungen für die in Absatz 1 
genannte gemeinsame Beschaffung.

3. Bei einer positiven Entscheidung 
arbeitet die Kommission einen Vorschlag 
für eine Rahmenvereinbarung aus, die mit 
den teilnehmenden Mitgliedstaaten zu 
schließen ist und die es der Kommission 
ermöglicht, die Beschaffung in ihrem 
Namen zu tätigen. Diese 
Rahmenvereinbarung enthält die genauen 
Bedingungen, die praktischen Modalitäten 
und die Regelungen für die 
Entscheidungsfindung bei der in Absatz 1 
genannten gemeinsamen Beschaffung, 
einschließlich einer Begründung für die 
Nutzung der Beschaffung von Waren und 
Dienstleistungen durch die Kommission 
im Namen der betroffenen 
Mitgliedstaaten, auch unter Einbeziehung 
der Mechanismen und der zu 
übernehmenden Verbindlichkeiten. Nach 
der Zustimmung zur Durchführung der 
Beschaffung veröffentlicht die 
Kommission einen Aufruf an andere 
Mitgliedstaaten, die sich an dem 
Vergabeverfahren beteiligen möchten.

Änderungsantrag 94
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 34 – Absatz 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3a. Die Beschaffung im Rahmen 
dieser Verordnung wird von der 
Kommission gemäß den für ihre eigene 
Beschaffung in der Verordnung (EU, 
Euratom) 2018/1046 des Europäischen 
Parlaments und des Rates 
(Haushaltsordnung) festgelegten 
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Vorschriften durchgeführt. Die 
Kommission kann die Befugnis und 
Zuständigkeit erhalten, im Namen aller 
beteiligten Mitgliedstaaten Verträge mit 
Wirtschaftsteilnehmern, auch mit 
einzelnen Herstellern von 
krisenrelevanten Produkten, über den 
Erwerb solcher Produkte oder über die 
Finanzierung der Herstellung oder 
Entwicklung solcher Produkte im 
Gegenzug für ein vorrangiges 
Zugriffsrecht auf die Ergebnisse zu 
schließen.

Änderungsantrag 95
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 34 – Absatz 3 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3b. Die Kommission führt die 
Beschaffungsverfahren durch und 
schließt die Verträge mit 
Wirtschaftsteilnehmern im Namen der 
beteiligten Mitgliedstaaten. Die 
Kommission ersucht die beteiligten 
Mitgliedstaaten, Vertreter zu ernennen, 
die an der Vorbereitung der 
Beschaffungsverfahren teilnehmen.
Die Einführung der Beschaffung gemäß 
diesem Artikel lässt andere in der 
Haushaltsordnung vorgesehene 
Instrumente unberührt.

Änderungsantrag 96
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 34 – Absatz 3 c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3c. Ist die Kommission nicht in der 
Lage, den Auftrag an einen geeigneten 
Wirtschaftsteilnehmer zu vergeben, so 
setzt sie die Mitgliedstaaten unverzüglich 
darüber in Kenntnis; die Mitgliedstaaten 
haben in einem solchen Fall das Recht, 
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unverzüglich ihre eigenen 
Beschaffungsverfahren einzuleiten.

Änderungsantrag 97
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 34 – Absatz 3 d (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3d. Erhalten die Mitgliedstaaten nach 
Abschluss der Rahmenvereinbarung 
zwischen der Kommission und den 
Mitgliedstaaten Kenntnis von einer 
Änderung der Umstände, so wird dies der 
Kommission zeitnah ordnungsgemäß 
mitgeteilt. Haben diese Änderungen 
erhebliche Auswirkungen auf die 
ursprüngliche Vereinbarung, so überprüft 
die Kommission den Beschluss und ändert 
oder kündigt die Vereinbarung, sofern 
sich dies als notwendig erweist.

Änderungsantrag 98
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 34 – Absatz 3 e (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3e. Wenn die Kommission 
krisenrelevante Waren und 
Dienstleistungen im Namen der 
beteiligten Mitgliedstaaten beschafft, 
erfolgt dies unbeschadet der Beschaffung 
der nicht beteiligten Mitgliedstaaten.

Änderungsantrag 99
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 35 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Die Kommission legt der 
Beratungsgruppe, dem Europäischen 
Parlament und dem Rat eine schriftliche 
Erklärung vor, in der sie die Gründe für 
die Wahl des Wirtschaftsteilnehmers für 
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die Ausführung des Beschaffungsauftrags 
im Einzelnen darlegt.

Änderungsantrag 100
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 36 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Die Verträge können eine Klausel 
enthalten, die besagt, dass ein 
Mitgliedstaat, der nicht am 
Beschaffungsverfahren teilgenommen hat, 
nach der Unterzeichnung des Vertrags 
Vertragspartei werden kann, und in der das 
entsprechende Verfahren und die 
entsprechenden Auswirkungen im 
Einzelnen dargelegt werden.

2. Die Verträge enthalten eine 
Klausel, die besagt, dass ein Mitgliedstaat, 
der nicht am Beschaffungsverfahren 
teilgenommen hat, nach der 
Unterzeichnung des Vertrags 
Vertragspartei werden kann, und in der das 
entsprechende Verfahren und die 
entsprechenden Auswirkungen im 
Einzelnen dargelegt werden.

Änderungsantrag 101
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 38 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Wurde der Notfallmodus für den 
Binnenmarkt gemäß Artikel 14 aktiviert, so 
konsultieren die Mitgliedstaaten einander 
und die Kommission und koordinieren 
ihre Maßnahmen mit der Kommission und 
den Vertretern der anderen 
Mitgliedstaaten in der Beratungsgruppe, 
bevor sie die Beschaffung von in einem 
gemäß Artikel 14 Absatz 5 erlassenen 
Durchführungsrechtsakt aufgeführten 
krisenrelevanten Waren und 
Dienstleistungen im Einklang mit der 
Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates55 einleiten.

Wurde der Notfallmodus für den 
Binnenmarkt gemäß Artikel 14 aktiviert, so 
koordinieren und beraten sich die 
Mitgliedstaaten, die Kommission und die 
Beratungsgruppe, bevor sie die 
Beschaffung von in einem gemäß 
Artikel 14 Absatz 5 erlassenen 
Durchführungsrechtsakt aufgeführten 
krisenrelevanten Waren und 
Dienstleistungen im Einklang mit der 
Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates55 einleiten.

_________________ _________________
55 Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 26. Februar 
2014 über die öffentliche Auftragsvergabe 
und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2004/18/EG (ABl. L 94 vom 

55 Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 26. Februar 
2014 über die öffentliche Auftragsvergabe 
und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2004/18/EG (ABl. L 94 vom 
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28.3.2014, S. 65). 28.3.2014, S. 65).

Änderungsantrag 102
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 39 – Überschrift

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Verbot individueller 
Beschaffungsmaßnahmen durch die 
beteiligten Mitgliedstaaten

Individuelle Beschaffungsmaßnahmen 
durch die beteiligten Mitgliedstaaten

Änderungsantrag 103
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 39 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Wurde der Notfallmodus für den 
Binnenmarkt gemäß Artikel 16 aktiviert 
und eine Beschaffung durch die 
Kommission im Namen der 
Mitgliedstaaten gemäß den Artikeln 34 bis 
36 eingeleitet, so beschaffen die 
öffentlichen Auftraggeber der beteiligten 
Mitgliedstaaten die Waren oder 
Dienstleistungen, die Gegenstand dieser 
Beschaffung sind, nicht auf anderem 
Wege.

Wurde der Notfallmodus für den 
Binnenmarkt gemäß Artikel 16 aktiviert 
und eine Beschaffung durch die 
Kommission im Namen der 
Mitgliedstaaten gemäß den Artikeln 34 bis 
36 eingeleitet, so beschaffen die 
öffentlichen Auftraggeber der beteiligten 
Mitgliedstaaten die Waren oder 
Dienstleistungen, die Gegenstand dieser 
Beschaffung sind, nicht auf anderem 
Wege, ohne die Kommission und die 
Beratungsgruppe zu informieren.

Änderungsantrag 104
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 41 – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission und die Mitgliedstaaten 
können interoperable digitale Instrumente 
oder IT-Infrastrukturen zur Unterstützung 
der Ziele dieser Verordnung einrichten. 
Diese Instrumente oder Infrastrukturen 
können auch außerhalb eines 
Binnenmarkt-Notfalls entwickelt werden.

Die Kommission und die Mitgliedstaaten 
können interoperable digitale Instrumente 
oder IT-Infrastrukturen zur Unterstützung 
der Ziele dieser Verordnung einrichten. 
Diese Instrumente oder Infrastrukturen 
werden außerhalb eines Binnenmarkt-
Notfalls entwickelt, um darauf vorbereitet 
zu sein, zeitnah und effizient auf mögliche 
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künftige Notfälle zu reagieren.

Änderungsantrag 105
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 41 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission ist bestrebt, alle digitalen 
Instrumente mit bestehenden Strukturen, 
die von den Mitgliedstaaten bereits 
eingerichtet wurden, kompatibel zu 
gestalten und so bei den digitalen 
Instrumenten der Union für ein 
Höchstmaß an Interoperabilität zu 
sorgen, um eine Verdoppelung der 
Systemanforderungen und jeglichen 
zusätzlichen Verwaltungsaufwand zu 
vermeiden, damit alle Bürger, 
Unternehmen und Verwaltungen in allen 
Mitgliedstaaten von diesen digitalen 
Instrumenten profitieren können.

Änderungsantrag 106
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 41 – Absatz 1 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Diese digitalen Instrumente sind 
benutzerfreundlich, über verschiedene 
elektronische Geräte zugänglich und für 
unterschiedliche Web-Browser entwickelt 
und optimiert.

Änderungsantrag 107
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 41 – Absatz 1 c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission trägt dafür Sorge, dass 
ein Höchstmaß an Cybersicherheit und 
Datenschutz bei der Entwicklung und 
beim Einsatz digitaler Instrumente 
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Anwendung findet.

Änderungsantrag 108
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 41 – Absatz 1 d (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Besondere Aufmerksamkeit kommt dabei 
KMU sowie Bürgerinnen und Bürgern zu, 
damit der Zugänglichkeit und 
Nutzerfreundlichkeit von entwickelten 
digitalen Instrumenten und digitalen 
Systemen Vorrang eingeräumt wird.

Änderungsantrag 109
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 41 – Absatz 1 e (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission trägt durch die 
Bereitstellung von Haushaltsmitteln dafür 
Sorge, dass digitale Instrumente mit 
ausreichenden Mitteln und Ressourcen 
ausgestattet sind.

Änderungsantrag 110
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 41 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission legt im Wege von 
Durchführungsrechtsakten die technischen 
Aspekte dieser Instrumente oder 
Infrastrukturen fest. Diese 
Durchführungsrechtsakte werden nach dem 
Prüfverfahren gemäß Artikel 42 Absatz 2 
erlassen.

Die Kommission legt im Wege von 
Durchführungsrechtsakten die technischen 
Aspekte, anwendbaren Standards und 
Interoperabilitätsanforderungen für diese 
Instrumente oder Infrastrukturen fest. 
Diese Durchführungsrechtsakte werden 
nach dem Prüfverfahren gemäß Artikel 42 
Absatz 2 erlassen.

Änderungsantrag 111
Vorschlag für eine Verordnung
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Artikel 44 – Überschrift

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Bericht und Überprüfung Bericht, Überprüfung und Transparenz

Änderungsantrag 112
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 44 – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2a. Bei der Umsetzung dieser 
Verordnung handeln alle Akteure im 
Sinne einer größtmöglichen Transparenz, 
wobei jedoch der Wahrung von 
Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen 
sowie Sicherheitsbelangen Rechnung zu 
tragen ist.

Änderungsantrag 113
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 44 – Absatz 2 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2b. Die Kommission unterrichtet das 
Europäische Parlament zeitnah und 
ordnungsgemäß, insbesondere wenn 
Mitglieder des Europäischen Parlaments 
Anfragen zur schriftlichen Beantwortung 
einreichen.

Änderungsantrag 114
Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 44 – Absatz 2 c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2c. Die Kommission berücksichtigt die 
Stellungnahmen des Europäischen 
Bürgerbeauftragten gebührend, 
insbesondere wenn diese die Transparenz 
der Entscheidungsfindung betreffen. In 
Fällen, in denen die Kommission diesen 
Stellungnahmen nicht Folge leistet, 



AD\1280418DE.docx 51/53 PE745.415v02-00

DE

begründet sie dies hinreichend im Wege 
eines Berichts, den sie dem Rat und dem 
Parlament übermittelt.
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